- 1 -


[image: image1.png]



Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss

DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN

ZUR GESCHÄFTSORDNUNG

DES EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSSES

SEPTEMBER 2010 
KODIFIZIERTE FASSUNG DER DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN 
ZUR GESCHÄFTSORDNUNG
DES EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTS- UND SOZIALAUSSCHUSSES
(AM 21. SEPTEMBER 2010 IN KRAFT GETRETEN)

VORBEMERKUNGEN

A.
Das Präsidium des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses hat gemäß Artikel 8 Absatz 4 und Artikel 77 Absatz 2a der vom Ausschuss am 5. Juli 2006 angenommenen und zuletzt am 14. Juli 2010 geänderten Geschäftsordnung die folgenden Durchfüh​rungsbestimmungen erlassen.

B.
Die Nummerierung und die Verweise in diesen Durchführungsbestimmungen auf Artikel beziehen sich auf die Geschäftsordnung.

C.
Mit der vorliegenden Ausgabe werden folgende Texte kodifiziert:

· die Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, die das Präsidium am 12. September 2006 angenommen hat;

· die folgenden Änderungen dieser Durchführungsbestimmungen:

1.
die Änderungen der Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Euro​päischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, die in der Präsidiumssitzung am 23.10.2007 angenommen wurden; 

2.
die Änderungen der Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Europäi​schen Wirtschafts- und Sozialausschusses, die in der Präsidiumssitzung am 27.5.2008 angenommen wurden;

3.
die Änderungen der Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Euro​päischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, die in der Präsidiumssitzung am 17.6.2008 angenommen wurden;

4.
die Änderungen der Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Euro​päischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, die in der Präsidiumssitzung am 16.9.2008 angenommen wurden; 

5.
die Änderungen der Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung des Euro​päischen Wirtschafts- und Sozialausschusses, die in der Präsidiumssitzung am 14.9.2010 angenommen wurden.
D.
Diese Ausgabe wurde vom Generalsekretariat des Europäischen Wirtschafts- und Sozialaus​schusses erstellt und enthält die verschiedenen Änderungen, die vom Präsidium des EWSA angenommen wurden.

*

*          *

TITEL I

ORGANISATION DES AUSSCHUSSES

Kapitel I

ERSTE EINBERUFUNG DES AUSSCHUSSES

Artikel 1

A.
Den Vorsitz in der ersten Sitzung führt das älteste anwesende Mitglied. Es wird dabei vom Generalsekretär des Ausschusses unterstützt.
B.
In dieser ersten Sitzung gibt der Alterspräsident dem Ausschuss von dem Schreiben des Rates Kenntnis, mit dem ihm die Ernennung der Ausschussmitglieder bekannt gegeben wurde, und erklärt die neue fünfjährige Mandatsperiode des Ausschusses für eröffnet.
Kapitel II

PRÄSIDIUM

Artikel 3

A. Das Präsidium besteht aus einem Präsidenten, zwei Vizepräsidenten, den Vorsitzenden der drei Gruppen, den Fachgruppenvorsitzenden und einer variablen Zahl von Mitgliedern, die die Gesamtzahl der Mitgliedstaaten nicht übersteigen darf.

B. Dabei muss auf jeden Fall ein insgesamt und geografisch ausgewogenes Verhältnis zwischen den Gruppen gewahrt und sichergestellt sein, dass sich das Präsidium aus mindestens einem Mitglied und höchstens drei Mitgliedern pro Mitgliedstaat zusammensetzt. 

C. Folgende Funktionen dürfen nicht von ein und derselben Person ausgeübt werden: das Amt des Präsidenten und der Vizepräsidenten des Ausschusses, der Gruppenvorsitzenden, der Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Fachgruppen sowie der Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden der Beobachtungsstellen und der Beratenden Kommission für den industriellen Wandel.

Artikel 6

A. Die aus je einem Vertreter pro Mitgliedstaat bestehende Vorbereitungskommission nimmt die von den Gruppen eingereichten Kandidaturen für die Zusammensetzung des Präsidiums und die Wahl des Präsidenten entgegen.
B. Die Vorbereitungskommission unterbreitet dem Plenum eine Kandidatenliste zur Abstim​mung. 
Artikel 8

A. Das Präsidium legt in der zweiten Hälfte des Vorjahres den Sitzungskalender des Ausschusses und seiner Organe fest und benennt die politischen Prioritäten des Ausschusses.

B. Das Präsidium überprüft die Berücksichtigung der Stellungnahmen des Ausschusses anhand eines ausführlichen Berichts, der von der Kommission gemäß den Bestimmungen des im Sep​tember 2001 unterzeichneten Protokolls über die Zusammenarbeit zwischen dem Ausschuss und der Kommission erstellt wird.

C. Am Ende einer jeden fünfjährigen Mandatsperiode bleiben der Präsident und das Präsidium bis zur Neubesetzung des Ausschusses im Amt, um die laufenden Geschäfte zu führen und die dazu erforderlichen Maßnahmen zu treffen.
D.
Unbeschadet des Verfahrens von Artikel 77 der Geschäftsordnung (nachfolgend GO), das bei größeren Änderungen zur Anwendung kommt, kann das Präsidium im Einver​nehmen mit den Gruppen kleinere Änderungen der Durchführungsbestimmungen beschließen.

Artikel 9

Der Präsident setzt das Präsidium rechtzeitig und so umfassend wie möglich über die auf der Grund​lage eines Mandats gemäß Artikel 9 GO abgeschlossenen Koopera​tionsabkommen in Kenntnis. Die vereinbarten Texte und Begleitdokumente werden dem Präsidium in den bei Abschluss der Abkommen verfügbaren Sprachfassungen übermittelt, etwaige Über​setzungen können gegebenenfalls folgen. Der Ausschuss insgesamt wird angemessen über die vereinbarten Abkommen unterrichtet.
Artikel 10

A.
Die Budgetgruppe wird im Rahmen der Haushaltsordnung unter Wahrung der Befug​nisse der laut Haushaltsordnung zuständigen Organe (Präsidium, Präsident) tätig.
B.
Die Budgetgruppe bereitet für die Annahme im Präsidium alle Entwürfe von Beschlüssen vor, die finanzielle Auswirkungen haben und nicht als Teil der alltäglichen Verwaltung anzusehen sind.
C.
Im Rahmen des jährlichen Haushaltsverfahrens legt die Budgetgruppe den Zeitplan für die Aufstellung des Haushaltsplans fest und gibt dem Generalsekretär Leitlinien für die Strategie vor, die für die Haushaltsansätze und den Einführungsvermerk für den Haushaltsplan verfolgt werden soll. Die Budgetgruppe erteilt ihre Zustimmung zu dem vom Sekretariat vorgelegten Entwurf des Haushaltsplans und zum Einführungsvermerk und übermittelt beide dem Präsi​dium zur Genehmigung.
D.
Die Budgetgruppe überwacht die Ausführung des Haushaltsplans, seine voraussichtliche Aus​führung und die Gebäudepolitik und stützt sich dabei auf die regelmäßig vom Sekretariat und/oder auf ihren ausdrücklichen Wunsch vorgelegten Berichte. Sie unterrichtet regelmäßig das Präsidium oder unterbreitet dem Präsidium Empfehlungen. Die Budgetgruppe überwacht alle vom EWSA geschlossenen Abkommen, die unmittelbar oder mittelbar finanzielle Auswir​kungen in Bezug auf Dritte haben.
E.
Die Budgetgruppe unterrichtet regelmäßig das Präsidium und gibt den Gruppenvorsitzenden und den Fachgruppenvorsitzenden Empfehlungen in Bezug auf die Mittelausschöpfung unter den Haushaltslinien für Ausgaben für Sitzungen sowie für alle weiteren Ausgaben im Zusam​menhang mit Ausgaben aufgrund von Anträgen der Fachgruppen oder anderer Gremien, damit diese die Verfügbarkeit von Haushaltsmitteln bei der Einreichung von Anträgen mit finanziellen Auswirkungen berücksichtigen können. Dazu können Sitzungen zwischen der Budgetgruppe und den Vorsitzenden der Gruppen und Fachgruppen anberaumt werden.
F.
Die Budgetgruppe prüft die Vorschläge der Verwaltung zur Aufteilung der Mittel zur Deckung der Kosten der Institution für Empfänge und Repräsentationszwecke und übermit​telt sie dem Präsidium zur Beschlussfassung.
G. Der Generalsekretär teilt der Budgetgruppe den funktionellen Organisationsplan sowie alle vorgeschlagenen Änderungen dieses Plans mit, bevor diese dem Präsidium unterbreitet wer​den.
H. Die Beziehungen zwischen der Budgetgruppe und den übrigen Arbeitsorganen des EWSA werden durch den Vorsitzenden bzw. ein von ihm beauftragtes Mitglied dieser Gruppe wahrgenommen.
Artikel 13 a

A. Die erweiterte Präsidentschaft kann die Vorsitzenden anderer Arbeits​organe des EWSA zu ihren Sitzungen einladen.

Kapitel IV

FACHGRUPPEN

Artikel 15

A.
Die Mitglieder der Fach- und Studiengruppen können sich von einem Assistenten begleiten las​sen. Name und Berufsstellung des Assistenten sind dem Vorsitzenden der Fach- bzw. Studien​gruppe vor Beginn der Sitzung im Hinblick auf seine Zulassung mitzuteilen.
B.
Der Assistent hat weder einen Anspruch auf Kostenerstattung noch auf Vergütung. Er kann vom Sitzungsleiter das Wort erhalten, wenn das Mitglied, das er begleitet, dies beantragt. Die Mit​glieder der Fach- bzw. Studiengruppen können ihren Stellvertreter als Assistenten hinzuzie​hen.
C.
Der Sitzungsleiter hat im Rahmen seiner allgemeinen Befugnis zur Diskussionsleitung dafür zu sorgen, dass die Ausführungen eines Assistenten den geltenden Regeln entsprechen und nicht über den Rahmen der Aufgabe hinausgehen, die er beim Mitglied, das er begleitet, erfüllt.
Artikel 16

A.
Die stellvertretenden Vorsitzenden der Fachgruppen übernehmen erforderlichenfalls die Ver​tretung des Fachgruppenvorsitzenden und führen in dessen Auftrag bestimmte Aufgaben aus.

B.
Bei Abwesenheit des Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden wird die Sitzung vom ältesten Vorstandsmitglied geleitet.
Artikel 17

A.
Die Studiengruppen sollten so zusammengesetzt sein, dass der Notwendigkeit der Vertretung aller betroffenen Interessen, Sektoren und geografischen Gebiete und der beiden Geschlech​ter Rechnung getragen wird. Dieses Erfordernis besteht insbesondere dann, wenn mehrere Fachgruppen direkt oder indirekt betroffen sind.
B.
Die Studiengruppen dürfen grundsätzlich höchstens vierundzwanzig Mitglieder haben. Das Präsidium kann auf Antrag des Vorsitzenden der betroffenen Fachgruppe, der die Zustim​mung des Vorstandes seiner Fachgruppe eingeholt hat, eine Ausnahmegenehmigung erteilen. Die Zahl der Mitglieder der Studiengruppen wird vom Präsidium nach Maßgabe der Modali​täten in Artikel 30 GO festgelegt.
C.
Es obliegt den Gruppenvorsitzenden, im Benehmen mit den Fachgruppen dafür zu sorgen, dass sich die Studiengruppe aus interessierten, für diese Arbeit abkömmlichen und in dem entspre​chenden Bereich kompetenten Mitgliedern zusammensetzt.
D.
Sollte sich nach eingehender Prüfung herausstellen, dass eine Befassung in eine Kategorie eingeteilt wurde, die sich als nicht zutreffend erweist, kann auf begründeten Antrag des Berichterstatters die Befassung in der folgenden Präsidiumssitzung ausnahmsweise einer anderen Kategorie zugewiesen werden.
E.
Der Vorsitzende einer befassten Fachgruppe kann - vorbehaltlich einer späteren Bestätigung durch die Fachgruppe - im Dringlichkeitsfall im Benehmen mit dem Fachgruppenvorstand nach Anhörung der Gruppenvorsitzenden einen Berichterstatter bestellen und ggf. eine Stu​dien- oder Redaktionsgruppe einsetzen.
F.
Die von den Fachgruppen angenommenen Stellungnahmen werden unverzüglich den Mitglie​dern des Ausschusses sowie dem Rat, der Kommission und dem Europäischen Parlament zuge​leitet.
Artikel 18

A.
Der Stellvertreter muss derselben Gruppe des wirtschaftlichen und sozialen Lebens angehören wie das betreffende Mitglied. Dieses kann seinen Stellvertreter jederzeit von sich aus oder auf dessen Wunsch hin von seinen Aufgaben entbinden. Es unterrichtet das Präsidium darüber. Das Mandat des Stellvertreters endet auf jeden Fall gleichzeitig mit dem Mandat des Mitglieds.
B.
Der Stellvertreter wird auf Veranlassung des abwesenden Mitglieds tätig, welches den Vorsit​zenden der betreffenden Studiengruppe darüber unterrichtet. 
C.
Das Verfahren der Stellvertretung bietet eine zusätzliche Möglichkeit, Nichtmitgliedern Gele​genheit zu geben, sich an den Vorarbeiten des Ausschusses zu beteiligen. In diesem Sinne unter​scheidet es sich von der geltenden Regelung der Stimmrechtsübertragung und der gegenseitigen Vertretung der Mitglieder untereinander (Artikel 61 und 62).
D.
Der Stellvertreter wird für seine Mitarbeit in den Sitzungen, für die er ordnungsgemäß bestellt wurde, nach den in Artikel 18 Absatz 3 GO festgelegten Bestimmungen entschädigt.
E.
Eine Person mit Stellvertreterstatus kann gemäß Artikel 23 zum Sachverständigen bestellt wer​den. In diesem Fall ruhen für die Dauer ihrer Bestellung zum Sachverständigen sämtliche aus dem Stellvertreterstatus abgeleiteten Funktionen.
F.
Die Vorarbeiten umfassen die Sitzungen der: 

· Studiengruppen,

· Fachgruppen,

· Beobachtungsstellen und beratenden Kommissionen,

· Unterausschüsse.
Kapitel VI

BEOBACHTUNGSSTELLEN, ANHÖRUNGEN, SACHVERSTÄNDIGE
Artikel 22

A.
Nach Zustimmung des Präsidiums obliegt es dem Vorsitzenden des betreffenden Gremiums, auf der Grundlage etwaiger Hinweise der Gruppen das Anhörungsverfahren einzuleiten.
B.
Personen, die nicht dem Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss angehören und nicht unter die Bestimmungen von Artikel 22 GO fallen, haben, wenn sie persön​lich eingeladen werden, um im Rahmen einer Anhörung, einer Konferenz oder einer Sitzung Beiträge zu leisten, Anspruch auf Erstattung der Reise- und Aufenthaltskosten, sofern sie die in der vom Präsidium angenommenen diesbezüglichen Regelung aufgeführten Voraussetzungen erfüllen.
Artikel 23

A.
Die Bestellung von Sachverständigen muss durch die Notwendigkeit begründet sein, sachliche Schwierigkeiten, die der Beratungsgegenstand aufwirft, zu klären. Sie darf nicht automatisch erfolgen.
B.
Jede Gruppe kann die Bestellung eines Sachverständigen vorschlagen, ohne dass die übrigen Gruppen verpflichtet sind, dies ebenfalls zu tun.
C.
Die Sachverständigen des Berichterstatters oder einer Gruppe müssen für die Behandlung des Beratungsgegenstandes besonders qualifiziert sein; sie haben die Aufgabe, zur Information der Mitglieder beizutragen; sie können also keinesfalls an deren Stelle Entscheidungen treffen. Daher ist ihr Beitrag vor allem auf der Stufe der Vorarbeiten von Nutzen. Die Fach- und Stu​diengruppenvorsitzenden haben dafür zu sorgen, dass sich die Darlegungen der Sachverständi​gen während der Beratungen im Rahmen dieser Aufgabenstellung halten.
D.
Das Mandat der Sachverständigen endet grundsätzlich mit dem Abschluss der Arbeiten in der Fachgruppe. Das Mandat des Sachverständigen des Berichterstatters endet spätestens nach der Behandlung des Dokuments im Plenum. Damit die Weiterbehandlung und die Verbreitung der Stellungnahmen nach ihrer Verabschiedung gewährleistet sind, kann das Mandat des Sach​verständigen des Berichterstatters gemäß Artikel 17 Absatz 4 GO jedoch verlängert werden.
Kapitel VII

BERATENDE KOMMISSIONEN

Artikel 24

A.
Die EWSA-Mitglieder stellen den Vorsitz und nehmen die Aufgabe von Berichterstattern wahr mit der Möglichkeit, die Hinzuziehung von Ko-Vorsitzenden und Ko-Berichterstattern vorzu​sehen, die unter den Delegierten in der Beratenden Kommission auszuwählen sind.
B.
Die Delegierten werden nach den gleichen Bestimmungen wie die EWSA-Mitglieder gemäß Artikel 8 Absatz 6 GO entschädigt.
C.
Auf Beschluss des Präsidiums fungiert entweder das Sekretariat einer Fachgruppe oder eine Ad-hoc-Einrichtung als Sekretariat der Beratenden Kommissionen.
Kapitel VIII

DIALOG MIT DEN WIRTSCHAFTLICHEN UND SOZIALEN ORGANISATIONEN DER UNION UND VON DRITTLÄNDERN

Artikel 26

A.
Die Mitwirkung des Ausschusses an den Tätigkeiten der Gemischten Beratenden Ausschüsse richtet sich nach folgenden Grundregeln: 
· Rotation des Vorsitzes bzw. des Ko-Vorsitzes alle zweieinhalb Jahre,

· Möglichkeit der Benennung von Ersatzmitgliedern,

· Möglichkeit, sich gemäß Artikel 62 vertreten zu lassen.

B.
Zur besseren Koordinierung der Tätigkeiten des Ausschusses in Fragen der Außenbeziehun​gen nehmen die Vorsitzenden der Gemischten Beratenden Ausschüsse sowie die Vorsitzenden der Gruppen und der für die Beziehungen mit Drittstaaten zuständigen Ausschüsse an den Sitzungen des Vorstands der Fachgruppe Außenbeziehungen entweder in ihrer Eigenschaft als Mitglied oder als Beobachter teil.

C.
Die Zusammensetzung und die Arbeitsmodalitäten der Kontaktgruppen werden vom Präsi​dium auf Vorschlag der Fachgruppe Außenbeziehungen festgelegt.

Kapitel IX

GRUPPEN UND INTERESSENGRUPPEN

Artikel 27

A.
Die Gruppen achten bei der Ernennung in Ämter in den Arbeits- und Führungsstrukturen des EWSA auf die Einhaltung des Grundsatzes der Gleichstellung von Frauen und Männern, wie er in der Politik und Rechtsprechung des Gerichtshofes der EU festgelegt ist. 
B.
Die innerhalb des Ausschusses gebildeten Gruppen treten regelmäßig im Rahmen der Plenarta​gungen zusammen. Sie können außerdem bei Bedarf - vorzugsweise im Rahmen von Sitzungen der Ausschussorgane - und nach Genehmigung des Präsidiums zusammentreten.
C.
Ausschussmitglieder, die an Gruppensitzungen teilnehmen, welche unter diesen Bedingungen durchgeführt werden, haben Anspruch auf Erstattung der Reise- und Aufenthaltskosten.
D.
Die Gruppen tragen zur Organisation der Arbeiten des Ausschusses bei, indem sie ihre Mitglie​der auf die Sitzungen der verschiedenen Arbeitsorgane vorbereiten. In Verbindung mit dem Präsidium übernehmen sie einen wesentlichen Teil der Organisation der Arbeiten des Plenums, insbesondere hinsichtlich bestimmter Debatten.
E.
Sie können bei der Aufstellung des Entwurfs der Tagesordnung mitwirken, indem sie dem Präsi​dium Vorschläge für die Aufnahme eines Entschließungsantrags in die Tagesordnung einer Plenartagung oder für die Ausarbeitung einer Initiativstellungnahme unterbreiten.
F.
Die Gruppen werden vom Generalsekretariat unterstützt.
G.
Gruppensekretariate
a)
Die Gruppensekretäre nehmen an den Sitzungen des EWSA als Beobachter teil. Die Gruppensekretariate fungieren insbesondere als Verbindungsstelle zwischen den Gruppen und dem Ausschusssekretariat. Sie tragen im Interesse des Ausschusses zu einer reibungs​losen Organisation der Arbeiten bei. Die Gruppen verfügen zu diesem Zweck über die für ihre Tätigkeit erforderlichen Planstellen, die im Stellenplan des Ausschusses ausgewiesen werden.
b)
Die Planstellen der Gruppensekretariate werden im Organisationsplan unter dem eigenen Sekretariat des Präsidenten aufgeführt.
c)
Die Einstellung der Personen, mit denen die Planstellen für die Gruppensekretariate besetzt werden, erfolgt durch die Anstellungsbehörde auf Vorschlag des Vorsitzen​den der betreffenden Gruppe gemäß Artikel 72 a der Geschäftsordnung sowie nach den im Statut der Beamten bzw. gemäß den Beschäfti​gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften vorge​sehenen Einstellungsverfahren. Diese Planstellen können nach Ermessen der Gruppen wie folgt besetzt werden: im Wege der Abordnung von Beamten des Ausschusses oder einer anderen Gemeinschaftsinstitution oder durch Einstellung von Bediensteten auf Zeit nach Artikel 2 Buchstabe c der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten. Die Gruppen können ihre Entscheidung ändern; sie müssen dies allerdings so zeitig mitteilen, dass bei der Haushaltsplanung die nötigen Vorkehrungen getroffen werden können.
d)
Die Angehörigen der Gruppensekretariate, für die ungeachtet ihres Status die gleichen Regeln wie für alle Beamten und sonstigen Bediensteten gelten, unterstehen ihren Dienst​vorgesetzten und in letzter Instanz dem Generalsekretär des Ausschusses.
e)
In Ausübung ihres Dienstes unterstehen die Gruppensekretäre dem jeweiligen Gruppenvor​sitzenden. Verwaltungsmäßig, d.h. hinsichtlich der Anwendung des Statuts der Beamten, der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten und der Bestimmungen über die Arbeitsweise des Generalsekretariats, unterstehen sie dem Generalsekretär des Aus​schusses.
Artikel 28

A.
Das Präsidium kann, wenn es dies für notwendig erachtet, eine Mindestzahl von Mitgliedern für die Einrichtung einer Interessengruppe festlegen.
B.
Jede Änderung der Zusammensetzung einer vom Präsidium bereits genehmigten Interessen​gruppe ist diesem mitzuteilen.
C.
Die ordnungsgemäß eingerichteten Interessengruppen können für ihre Arbeit im Rahmen der verfügbaren Möglichkeiten und vorbehaltlich der Zustimmung des Präsidiums, wenn Zusatz​kosten anfallen - wie z.B. Kosten im Zusammenhang mit der Teilnahme der Mitglieder an Sit​zungen der Interessengruppen oder Dolmetschkosten - die technischen Dienste des General​sekretariats in Anspruch nehmen und Sitzungssäle belegen.
TITEL II

ARBEITSWEISE DES AUSSCHUSSES

Kapitel I

ANHÖRUNG DES AUSSCHUSSES

Artikel 29

A.
Zur Erfüllung seiner Aufgaben verfügt der EWSA über folgende Ausdrucksmittel:
· Stellungnahmen aufgrund einer Befassung durch die Kommission, den Rat oder das Europäische Parlament;

· Initiativstellungnahmen, die dem EWSA die Möglichkeit geben, sich von sich aus zu allen Themen zu äußern, die ihm wichtig erscheinen;

· Sondierungsstellungnahmen, die auf Ersuchen einer Gemeinschaftsinstitution erarbeitet werden und der Reflexion und Unterbreitung von Vorschlägen zu einem bestimmten Thema dienen, die später in einen entsprechenden Vorschlag der Kommission einfließen können;

· Informationsberichte zur Erörterung von Fragen, die mit dem Integrationsprozess und den Politikbereichen der Gemeinschaft zusammenhängen;

· ergänzende Stellungnahmen, mit denen der EWSA eine frühere Stellungnahme um neue Aspekte ergänzen oder dem aktuellen Stand anpassen kann;

· Entschließungen zu allen Fragen, für die der Ausschuss zuständig ist.

B.
Initiativstellungnahmen:
a) Bei der Unterbreitung von Vorschlägen für Initiativstellungnahmen durch die Fachgrup​pen oder die drei Gruppen, die gemäß Artikel 29 Absatz 2 GO dem Präsidium zur Genehmi​gung durch den EWSA vorgelegt werden, sind die nachstehend beschriebenen Regeln einzuhalten.
· Bei den Vorschlägen muss es sich um ein neues Thema handeln, das in jüngster Zeit (in den letzten zwei Jahren) nicht bereits Gegenstand anderer Arbeiten des EWSA war. 
· Das gewählte Thema muss aktuell sein und eine Neuerung bringen. Es kann sich hierbei um ein Thema handeln, mit dem sich die Europäische Union bislang noch nicht befasst hat, oder um eine völlig neue Herangehensweise an ein schon behan​deltes Thema.
· Mit der Stellungnahme muss den Institutionen aufgezeigt werden, wo noch Rege​lungsbedarf besteht. Darüber hinaus kann die Erarbeitung eines neuen Aktionsplans oder neuer Arbeitsmethoden vorgeschlagen werden. In beiden Fällen muss mit der Stellungnahme ein zusätzlicher Nutzen für den Bereich, auf den sie sich bezieht, erzielt werden.
· Es ist ein geeigneter Zeitplan vorzusehen, damit die Initiativstellungnahme einen tat​sächlichen Nutzen bringt.

b) Der Antrag auf Genehmigung einer Initiativstellungnahme muss folgende Informationen enthalten:

· Hintergrund,

· Zweck der Stellungnahme,

· Regelung der Arbeiten: Zeitplan, Größe der Arbeitsgruppe, Einzelheiten zu vorge​schlagenen Anhörungen und/oder Studienreisen,

· konkreter Plan für Anschlussmaßnahmen:

· Kommunikationsplan für die entsprechende Zielgruppe,

· Plan, wie die Stellungnahme für die Entwicklung der Beziehungen zu den anderen Institutionen genutzt werden kann.

C.
Gemäß den Bestimmungen des Protokolls über die Zusammenarbeit mit der Kommission wer​den die Kommissionsbeamten, die für die auf verschiedenen Ebenen vom Ausschuss geprüften Dossiers zuständig sind, zu den Sitzungen eingeladen, um die Kommissionsvorschläge zu erläutern und die von den Mitgliedern des EWSA geäußerten Standpunkte zur Kenntnis zu nehmen.
Artikel 30

A.
Die von der befassenden Instanz festgesetzte Frist muss es dem Ausschuss ermöglichen, seine Stellungnahme rechtzeitig zu erstellen, um einen Beschluss auf EU-Ebene in der betreffenden Angelegenheit beeinflussen zu können. 
B.
Der Präsident legt im Benehmen mit dem Präsidium den Termin fest, bis zu dem vorrangige Stellungnahmen vom Ausschuss verabschiedet werden müssen, um die festgesetzte Frist ein​zuhalten. Dieser Termin ist vor Beginn der Erarbeitung der Stellungnahme festzulegen.
C.
Im Fall sehr dringender Initiativstellungnahmen zu Themen, die aufgrund der wirtschaft​lichen und sozialen Lage sofort behandelt werden müssen, kann jede Gruppe einen Vertreter benennen. Einer dieser Vertreter wird zum Alleinberichterstatter bestellt, damit der Text der Initiativstellungnahme so schnell wie möglich dem Plenum zur Verabschiedung vorgelegt werden kann.

Artikel 31

A.
Der Informationsbericht ist ein Dokument der Fachgruppe, das den Ausschuss nicht bindet. Er wird dem Plenum vom Berichterstatter vorgelegt und gibt Anlass zu einer allgemeinen Aus​sprache, kann jedoch im Plenum nicht geändert werden. Der Informationsbericht ist nicht zur Veröffentlichung im Amtsblatt bestimmt und wird auf Beschluss des Plenums den Gemein​schaftsorganen übermittelt.
B.
Der Informationsbericht einer Fachgruppe oder des Ausschusses kann auch als Grundlage für die Ausarbeitung einer Initiativstellungnahme dienen. Es obliegt dem Plenum, nach Abschluss dieses vorbereitenden Verfahrens auf Vorschlag des Präsidiums zu beurteilen, ob es zweckmä​ßig ist, eine kurze Initiativstellungnahme auszuarbeiten.
Artikel 31 a

A.
Entschließungsentwürfe werden beim Präsidium oder gegebenenfalls beim Präsidenten des Ausschusses eingereicht.

B.
Der Entschließungsantrag ist Gegenstand einer allgemeinen Aussprache; er kann geändert werden und unterliegt der Abstimmung. Wird die Entschließung gebilligt, wird sie vom Präsi​denten den Organen der Europäischen Union übermittelt. Die Entschließung wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.
C.
Der Ausschuss kann seinen Standpunkt auch durch die Verabschiedung anderer Texte zum Ausdruck bringen.

Kapitel II

DURCHFÜHRUNG DER ARBEITEN

Artikel 35 und 36

A.
Der Entwurf der Tagesordnung sowie die sonstigen Sitzungsunterlagen werden den Mitgliedern der Fachgruppe rechtzeitig übermittelt; sie stehen auf dem Internetportal des Ausschusses auch allen anderen Mitgliedern des Ausschusses zur Verfügung.
B.
Der Vorsitzende und der Vorstand der Fachgruppe sorgen dafür, dass die Stellungnahmen innerhalb der vom Präsidium auf Wunsch der Gemeinschaftsorgane festgelegten Fristen ausge​arbeitet werden.
C.
Von Ausnahmen abgesehen, müssen die Sitzungen in einem Abstand von vier bis sechs Wochen abgehalten werden, damit die Texte dem Sekretariat rechtzeitig zugeleitet und die vom Präsi​dium festgesetzten Fristen eingehalten werden können.
D.
Die Artikel 49, 50, 51 und 52 der Geschäftsordnung betreffend die Abwicklung der Arbeiten auf der Plenartagung sind auf die Arbeiten der Fachgruppen entsprechend anwendbar.
E.
Die Rolle des Fachgruppenvorstands:
a) Unterbreitung von an die Fachgruppe gerichteten Vorschlägen hinsichtlich

· der Festlegung der allgemeinen Prioritäten der Fachgruppe und der Erarbeitung von Arbeitsprogrammen;

· der Auswahl von Initiativstellungnahmen, die dem Präsidium vorgelegt werden sol​len.

b) Ausübung seiner Befugnisse bezüglich der organisatorischen Regelung der Arbeiten der Fachgruppe:

· Formulierung eindeutiger Empfehlungen an die Budgetgruppe und das Präsidium zu Vorschlägen der Fachgruppe, die mit Kosten verbunden sind (Initiativstellungnah​men, Anhörungen, Delegationen etc.);

· Aufstellung der Tagesordnung für Fachgruppensitzungen, einschl. Benennung von Gastrednern;

· Beantwortung von Einladungen, die für die Fachgruppe relevant sind;

· Bestimmung der Arbeitssprachen für die Fachgruppensitzungen gemäß der vom Prä​sidium beschlossenen Regelung;
· Überwachung der Vorarbeiten der Fachgruppe einschließlich Aufmachung der Stel​lungnahmen im Einklang mit den vom Präsidium festgelegten diesbezüglichen Regeln;
· Überwachung der Befolgung von in Stellungnahmen geäußerten Empfehlungen, wenn diese ein Handeln des EWSA nahelegen.
Artikel 38

A.
Die Vorlage von Änderungsanträgen muss nach ähnlichen Regeln wie denen der Plenartagung erfolgen. Die Mitglieder haben ihre Änderungsanträge vor der Sitzung schriftlich vorzulegen. Der Vorsitzende der Fachgruppe befindet darüber, ob von dieser Regel abgewichen werden kann und in bestimmten Fällen mündliche Änderungsvorschläge zugelassen werden.
Artikel 39

A.
Sämtliche Artikel, die die Ausarbeitung von Stellungnahmen betreffen, gelten analog auch für Informationsberichte.
B.
Im Interesse eines reibungslosen Arbeitsverlaufs müssen die Fachgruppen ihre Stellungnahmen außer im Dringlichkeitsfall mindestens zwei Wochen vor dem Termin der Plenartagung anneh​men, damit die entsprechenden Unterlagen den Mitgliedern des Ausschusses rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden können.
Artikel 41

A.
Die Protokolle über die Fachgruppensitzungen halten die getroffenen Entscheidungen fest. Sie sind unverzüglich nach der Sitzung zu erstellen und müssen grundsätzlich in der folgenden Sit​zung vorliegen. Der jeweilige Fachgruppenvorstand legt fest, in welche Sprachen sie zu über​setzen sind.
Artikel 43

A.
Die Leitung der Studiengruppensitzungen obliegt dem von der Fachgruppe gemäß Artikel 17 bestimmten Vorsitzenden. Bei Abwesenheit wird er durch ein von den anwesenden Mitgliedern bestimmtes Mitglied vertreten.
B.
Ggf. legt der Berichterstatter im Einvernehmen mit dem Mitberichterstatter oder den Mitbe​richterstattern die Aufteilung der einzelnen Aufgaben fest.
C.
Der Vorsitzende und der Berichterstatter legen im Einvernehmen mit dem Fachgruppensekreta​riat die Sitzungstermine fest. Das Sekretariat stellt einen Entwurf für einen Sitzungskalender auf, der den Mitgliedern in der ersten Sitzung zur Genehmigung unterbreitet wird.
D.
Für die erste Sitzung der Studiengruppe verfasst der Berichterstatter ein Arbeitsdokument. Im Anschluss daran erarbeitet der Berichterstatter mit Hilfe des Fachgruppensekretariats, erfor​derlichenfalls auch mit Unterstützung von Sachverständigen, den Vorentwurf einer Stellung​nahme, den er der Studiengruppe unterbreitet, oder einen Entwurf einer Stellungnahme, der der Fachgruppe vorzulegen ist.
E.
Über allgemeinere Themen, die auf ein breiteres Interesse stoßen, findet in der Fachgruppe eine allgemeine Aussprache statt, die die Aufgabenstellung der Studiengruppe erläutern und dem Berichterstatter Anhaltspunkte für seine Arbeit geben soll. Sofern nicht die Fachgruppe eine abweichende Entscheidung trifft, findet bei der Erörterung und Annahme des Stellungnah​meentwurfs in der Fachgruppe auf jeden Fall eine allgemeine Aussprache statt.
F.
Auf der Basis dieses Artikels werden die Arbeiten der Sitzungen in einer Weise organisiert, dass alle Mitglieder bzw. ihre Stellvertreter, die Sachverständigen und Assistenten Gelegenheit haben, die Vorlagen rechtzeitig zur Kenntnis zu nehmen. Zu diesem Zweck muss der Entwurf des Berichterstatters den Mitgliedern spätestens drei Tage vor der Studiengruppensitzung vor​liegen.
G.
Der Vorsitzende der Studiengruppe sorgt für die Einhaltung der in Artikel 17 dieser Durchfüh​rungsbestimmungen festgelegten Fristen und Kriterien. Ihm obliegt es, die Sitzungen dement​sprechend zu leiten.
H.
Mit Ausnahme der ständigen Studiengruppen gemäß Artikel 17 Absatz 5 dürfen die Studien​gruppen nicht mehr als drei Sitzungen pro Beratungsgegenstand abhalten, andernfalls ist der Fachgruppenvorstand zu unterrichten, der seinerseits das Präsidium zu benachrichtigen hat, damit dieses ggf. das Arbeitsprogramm ändern kann. Dasselbe gilt für Initiativstellungnahmen.
I.
Die Studiengruppe kann vier Arbeitssprachen benutzen, die der Vorsitzende vor der ersten Sit​zung nach Maßgabe ihrer Zusammensetzung festlegt. Im Rahmen des Möglichen kann die Zahl der Sprachen bis auf sechs aktive Sprachen heraufgesetzt werden.
J.
Die Fachgruppenvorsitzenden können an Sitzungen von Studiengruppen, Beobachtungsstellen und sonstigen Arbeitsorganen ihrer Fachgruppe als Beobachter teilnehmen.
K.
Die Berichterstatter können auf Antrag einen Sachverständigen ihrer Wahl hinzuziehen.

Artikel 45
A.
Wurde ein Dokument auf Fachgruppenebene nicht erörtert, stellt das Präsidium sicher, dass den Mitgliedern und den Gruppen vor der Debatte im Plenum für die Prüfung dieses Doku​ments - einschließlich der diesbezüglichen Änderungsanträge - hinreichend Zeit zur Verfü​gung steht.

Artikel 46

A.
Die auf der Tagesordnung für die Plenartagung stehenden Stellungnahmen müssen vom Sekretariat bis spätestens Donnerstag vor der Plenartagungswoche zur Verfügung gestellt werden. Sollte dieser Tag am Sitz des Ausschusses ein Feiertag sein, so müssen die Unterlagen am Vortag zur Verfügung stehen.
Artikel 47

A.
Erweist es sich im Laufe einer Sitzung, dass die Anzahl der anwesenden bzw. vertretenen Mit​glieder eindeutig unzureichend ist, so kann der Sitzungsleiter, falls eine Abstimmung besonders wichtig ist, vorschlagen, die Abstimmung auf die folgende Sitzung bzw. Plenartagung zu ver​schieben.
Artikel 48

A.
Die Mitglieder des Ausschusses können schriftlich Anfragen an den Präsidenten richten, die im Zusammenhang mit der Funktion des Ausschusses und seiner Arbeitsweise stehen oder ein aktu​elles Thema betreffen. Die Fragen sind spätestens zwei Wochen vor der Plenartagung einzurei​chen, auf der sie behandelt werden sollen. Aus besonders aktuellem Anlass kann eine Frage jedoch auch dann zugelassen werden, wenn sie vor Eröffnung der Plenartagung eingereicht wird.
B.
Die Fragen werden vom Präsidenten während der Plenartagung behandelt. Vor der Beantwor​tung der Frage kann der Fragesteller ggf. das Wort ergreifen und seine Frage erläutern. Fra​gen, die nicht innerhalb einer Stunde beantwortet werden können, werden schriftlich beant​wortet oder, wenn der Fragesteller dies wünscht, auf die Tagesordnung für die nächste Ple​nartagung gesetzt.
C.
Die Fragen dürfen sich nicht auf die in den Fach- und Studiengruppen laufenden Arbeiten beziehen.
D.
Falls eine Frage eine Angelegenheit betrifft, die nach Auffassung des Präsidenten unter Aus​schluss der Öffentlichkeit behandelt werden muss, ist sie am Ende der Plenartagung zu behan​deln. 
Artikel 49

A.
Ein Entschließungsantrag ist dem Präsidenten grundsätzlich mindestens einen Werktag vor der Präsidiumssitzung zu übermitteln. Das Präsidium prüft den Wortlaut des Antrags und entschei​det, ob der Entschließungsantrag auf die Tagesordnung für dieselbe Tagung bzw. für die fol​gende Tagung zu setzen ist.
Artikel 50

A.
Der Berichterstatter erläutert die von der Fachgruppe angenommene Stellungnahme. Kann der Berichterstatter nicht an der Debatte teilnehmen, so bestimmt er im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden der jeweiligen Fachgruppe ein Mitglied zu seiner Vertretung.
B.
Im Anschluss hieran findet eine allgemeine Aussprache über den Gegenstand statt, zu dem die Stellungnahme abgegeben werden soll. Das Wort wird den Ausschussmitgliedern erteilt, die sich beim Präsidenten in die Rednerliste eingetragen haben.
C.
Der Präsident kann die Redezeit begrenzen.
D.
Ist eine Aussprache über einen Punkt der Tagesordnung vorgesehen, so kann sich jedes Mit​glied im Rahmen der dafür festgesetzten Redezeit an der allgemeinen Aussprache beteiligen. Der Präsident verliest die Rednerliste während der Sitzung im Anschluss an die Ausführungen des Berichterstatters bzw. des Vertreters der Institutionen; er fordert die Gruppen auf mitzutei​len, ob weitere Redner in die Liste einzutragen sind. Die endgültige Liste wird mit Eröffnung der allgemeinen Aussprache geschlossen, so dass nur die eingetragenen Mitglieder das Wort ergreifen können.
E.
Über Stellungnahmen, die nach dem Verfahren ohne Debatte verabschiedet werden können, wird zu Beginn der Plenartagung abgestimmt.
F.
Das Plenum sieht in diesem Falle von den Ausführungen des Vorsitzenden der Fachgruppe und des Berichterstatters sowie von der allgemeinen Aussprache und der eingehenden Prüfung der Stellungnahme ab. Zur Vermeidung möglicher Missverständnisse oder einer indirekten Debatte sind Erklärungen zur Abstimmung oder Erklärungen für das Protokoll auszuschließen.
G.
Falls sich trotzdem eine Debatte als erforderlich erweist, wird die Erörterung des Textes auf das Ende der Plenartagung bzw. der Sitzung verschoben.
H.
Auf die allgemeine Aussprache folgt eine eingehende Prüfung der Stellungnahme, die der Aus​schuss sodann auf der Grundlage des von der Fachgruppe erarbeiteten Textes und der ange​nommenen Änderungsanträge verabschiedet.
I.
Der Ausschuss kann dieses Verfahren auch anwenden, wenn kein Änderungsantrag vorliegt, wobei der Präsident dem Plenum direkt den gesamten Text der Stellungnahme zur Abstimmung vorlegt. Namentlich in dem Fall, in dem die Fachgruppe dies beantragt, kann der Präsident die Debatte auch auf eine allgemeine Aussprache ohne eingehende Prüfung beschränken.
J.
Liegen zum Text zahlreiche Änderungsanträge vor, kann der Ausschuss auf die allgemeine Aus​sprache verzichten und direkt eine eingehende Prüfung vornehmen.
K.
Soweit nichts anderes bestimmt wird, finden diese Regeln analog Anwendung auf die Arbeiten der Fachgruppen.
Artikel 51

A.
Die Begründung eines Änderungsantrags muss kurz, aber so aussagefähig sein, dass er ver​ständlich ist. Änderungsanträge, die sich inhaltlich und formal ähneln, werden auf Vorschlag des Präsidenten und mit Unterstützung des Sekretariats der betreffenden Fachgruppe zusam​men behandelt.
B.
Änderungsanträge, die ordnungsgemäß eingebracht wurden, von ihrem Verfasser bzw. einem anderen Ausschussmitglied auf der Plenartagung jedoch nicht vertreten werden, werden dem Ausschuss nicht zur Beratung vorgelegt.
Artikel 52

A.
Ein Mitglied kann jederzeit in einer Debatte um das Wort bitten und es mit Vorrang erhalten, um einen Antrag zur Geschäftsordnung mit folgender Zielsetzung einzubringen:
· Einhaltung der Tagesordnung,
· Einhaltung der Geschäftsordnung oder Verweis auf sie unter Angabe des entsprechenden Artikels,
· Unterbrechung der Sitzung, Beendigung der Debatte oder Begrenzung der Redezeit auf Vorschlag einer Gruppe.
B.
In keinem Fall darf der Antrag zur Geschäftsordnung eine Äußerung zur Sache selbst beinhal​ten.
Artikel 53

A.
Dem Protokoll über die Plenartagung sind in der Anlage die Berichte über die Beratungen des Ausschusses über die Verabschiedung der Stellungnahmen beizufügen, die insbesondere den Wortlaut aller zur Abstimmung gestellten Änderungsanträge mit Angabe des Abstimmungser​gebnisses enthalten; sofern eine namentliche Abstimmung stattgefunden hat, sind die Namen der Abstimmenden anzuführen. Des Weiteren sind die Stellungnahmen der zuständigen Fach​gruppen sowie alle sonstigen Unterlagen beizufügen, die der Ausschuss als wesentlich für das Verständnis der Beratungen erachtet.
Artikel 54

A.
Bei Befassungen, die entsprechend der Definitionen in Artikel 30 GO den Kategorien A, B und B+ zugewiesen wurden, wird in der Stellungnahme in einem knappen Text eine fundierte Meinung dargelegt. Sie gibt die zum Ver​ständnis des geäußerten Urteils wesentlichen Argumente wieder. Sie enthält ggf. auch konkrete Vorschläge. 
B.
Länge und Aufmachung der Stellungnahmen a)

a) Länge der Stellungnahmen: Stellungnahmen und Informationsberichte dürfen eine Länge von höchstens zehn Seiten plus zwei zusätzlichen Seiten für eine Zusammenfassung nicht überschreiten. Eine Ausnahme kann vom Fachgruppenvorsitzenden gewährt werden. Die Einführung und Beschreibung der Vorlage, zu der Stellung genommen wird, darf höchs​tens zwei Seiten des Gesamtdokuments einnehmen. 
b) Aufmachung der Stellungnahmen

Stellungnahmen müssen formal folgende Elemente enthalten:

· Deckblatt,

· Verfahrensseite, 
· Zusammenfassung der Schlussfolgerungen und Empfehlungen (kann im Falle sehr kurzer Stellungnahmen - mit einer Gesamtlänge von vier Seiten oder weniger - ent​fallen),

· Begründung der Stellungnahme mit einer kurzen Einführung und Beschreibung der Vorlage, die Gegenstand der Stellungnahme ist, sowie - gegebenenfalls - Hervorhe​bung der punktuellen Änderungen der Legislativvorschläge der Kommission.

c) Bei den der Kategorie C zugewiesenen Befassungen enthält die Stellungnahme lediglich eine kurze Darstellung der Position des Ausschusses.
C.
Eine extreme Zunahme der Gruppierungen, die nach dem in Artikel 54 Absatz 5 GO vorgesehenen Verfahren (Minderheitenerklärung) eine abweichende Auffassung äußern dürfen, ist zu vermeiden. Es ist daher vorgesehen, dieses Verfahren identifizierbaren Minderheiten vorzubehalten, d.h. einerseits den gemäß Artikel 27 GO gebil​deten Gruppen und andererseits den gemäß Artikel 28 eingerichteten Interessengruppen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens.
D.
Damit eine kollektive Abstimmungserklärung als repräsentativ für die betreffende Gruppe bzw. Interessengruppe betrachtet werden kann, ist eine Dreiviertelmehrheit der tatsächlich betroffe​nen und bei der Abstimmung anwesenden bzw. vertretenen Mitglieder erforderlich.
E.
Damit die Abstimmungserklärung ihren vollen Sinn behält, muss sie den wichtigsten Problemen vorbehalten bleiben, auf das anstehende Thema beschränkt sein und sich an den vorausgegan​genen Beratungen orientieren. Sie soll dazu dienen, eine im Verlauf der Beratungen des Aus​schusses über dieses Thema vorgetragene und verfochtene Auffassung zu formulieren, und muss in knapper Form die Hauptgründe ihrer Verfasser für eine Ablehnung der Stellungnahme wie​dergeben. Hierdurch unterscheidet sie sich von der Erklärung nach Artikel 52 GO.
F.
An die Abstimmungserklärung schließt sich keine weitere Debatte an. Sie darf auf keinen Fall Anlass zu persönlichen Abstimmungserklärungen geben.
Artikel 55

A.
Die Stellungnahmen des Ausschusses werden gegebenenfalls dem Ausschuss der Regionen, den nationalen Wirtschafts- und Sozialräten und vergleichbaren Einrichtungen sowie den Gemisch​ten Beratenden Ausschüssen und allen anderen betroffenen Institutionen zur Kenntnis gebracht.
B.
Außerdem werden die Stellungnahmen des Ausschusses sowie das Protokoll nach jeder Tagung und vor der nächsten Plenartagung den Ausschussmitgliedern so schnell wie möglich zur Ver​fügung gestellt. 
TITEL III

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Kapitel I

ABSTIMMUNGSVERFAHREN

Artikel 56

A.
Da Stimmenthaltungen bei der Abstimmung über die Stellungnahme wirkungsneutral sind, zäh​len bei der Ermittlung der Mehrheit lediglich die Ja- und die Nein-Stimmen.
Kapitel II

DRINGLICHKEITSVERFAHREN 

Artikel 57 und 59

A.
Im Dringlichkeitsfall kann die zuständige Fachgruppe zu einer allgemeinen richtungsweisenden Debatte zusammentreten, auf deren Grundlage der Berichterstatter dann einen Stellungnahme​entwurf erstellt, den er in der folgenden Fachgruppensitzung bzw. als Hauptberichterstatter gemäß Artikel 20 GO direkt dem Plenum vorlegt.
B.
In dringenden Fällen kann der Vorsitzende der betreffenden Fachgruppe im Einvernehmen mit den Gruppenvorsitzenden die Arbeiten regeln, damit die Stellungnahme so schnell wie möglich verabschiedet werden kann.

Kapitel III

ABWESENHEIT UND VERTRETUNG

Artikel 61

A.
Die Stimmrechtsübertragung hat schriftlich anhand des entsprechenden Formulars, das bei den Gruppensekretariaten erhältlich und vom Vollmachtgeber persönlich zu unterzeichnen ist, zu erfolgen.
B.
Die entsprechenden Formulare sind nach Maßgabe der genauen Anweisungen der Unterzeich​ner zu verwenden.
C.
Die Stimmrechtsübertragung kann nur einmal pro Sitzung erfolgen; sie kann in derselben Sit​zung wieder rückgängig gemacht werden. Es kann nur das persönliche Stimmrecht, nicht aber ein übertragenes Stimmrecht übertragen werden. 
D.
Vor der Abstimmung kann der Präsident eine Überprüfung der Stimmrechtsübertragungen ver​anlassen.
E.
Ein Mitglied, das ein Fachgruppenmitglied gemäß Artikel 62 Absatz 1 vertritt, tritt in sämtliche Rechte des Vollmachtgebers ein. Ihm kann deshalb wie dem vertretenen Mitglied nur das Stimm​recht von einem einzigen anderen abwesenden Mitglied der Fachgruppe, das seiner Gruppe angehört, gemäß diesem Artikel übertra​gen werden.
Artikel 62

A.
Das Vertretungsmandat ist schriftlich anhand des entsprechenden Formulars, das bei den Gruppensekretariaten erhältlich und vom Vollmachtgeber persönlich zu unterzeichnen ist, zu erteilen. Es muss dem Sekretariat vor Beginn der Sitzung zugeleitet werden. Für Sitzungen des Präsidiums gibt es keine Ersetzung. Für in den geltenden Regelungen nicht vorgesehene Erset​zungsfälle kann der Präsident eine Ausnahmegenehmigung erteilen.
B.
Ein Mitglied, das am Sitzungstag am Sitzungsort anwesend ist, kann sich nicht ersetzen lassen, es sei denn, die Ersetzung verursacht dem Ausschuss keine Kosten.
C.
Der Antrag auf Ersetzung muss bei Bildung der Studiengruppe gestellt werden. Er ist dem Generalsekretär unverzüglich schriftlich zur Kenntnis zu bringen.
D.
Das mit der Ersetzung beauftragte Mitglied nimmt an den Arbeiten der Fachgruppe anstelle des beauftragenden Mitglieds teil. Seine Teilnahme ist auf das Thema beschränkt, für das es in Ersetzung teilnimmt. Das Mitglied, das es beauftragt hat, kann vollberechtigt an den Arbeiten der Fachgruppe zu den übrigen Tagesordnungspunkten teilnehmen. 
E.
Durch die Wahrnehmung dieser verschiedenen Möglichkeiten darf das insbesondere zwischen den Gruppen hergestellte Gleichgewicht nicht grundlegend verändert werden.
Kapitel IV

ÖFFENTLICHKEIT DER SITZUNGEN UND PUBLIZITÄT DER ARBEITEN

Artikel 63

A.
Die Stellungnahmen des Ausschusses werden in allen Amtssprachen im Amtsblatt der Euro​päischen Union sowie auf dem Internetportal des Ausschusses veröffentlicht.

Artikel 65

A.
Um möglichst praktikable Bedingungen für den Ablauf der Arbeiten im Plenum zu gewährleis​ten, haben zum Sitzungssaal ausschließlich die Mitglieder sowie jene Beamten Zugang, deren Anwesenheit aus dienstlichen Gründen erforderlich ist. 
B.
Die Sachverständigen und Assistenten sind gehalten, auf der Besuchertribüne Platz zu nehmen. Nur der Sachverständige des Berichterstatters kann, soweit nötig, neben diesem Platz nehmen, wenn das ihn betreffende Thema zur Behandlung aufgerufen wird.
C.
Der Präsident kann den von einer der Gruppen des Ausschusses eingeführten Personen stän​dige Zuhörerausweise für die öffentlichen Sitzungen erteilen. Die Zuhörerausweise berechtigen nicht zur Anwesenheit bei für vertraulich erklärten Beratungen.
Kapitel VI

BEENDIGUNG DES MANDATS DER MITGLIEDER, UNVEREINBARKEITEN

Artikel 70

A.
In der Praxis ist es zulässig, dass die Mitglieder bis zur Ernennung eines Nachfolgers gegebe​nenfalls ihren Rücktritt widerrufen können.
Kapitel VII

VERWALTUNG DES AUSSCHUSSES

Artikel 71

A.
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss und der Ausschuss der Regionen können über gemeinsame Dienste verfügen, deren Organisations- und Verwaltungsmodalitäten im gegenseitigen Einvernehmen festgelegt werden.
B.
Die Generalsekretäre des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regio​nen regeln im beiderseitigen Einvernehmen alle Angelegenheiten, die diese gemeinsamen Dienste betreffen.
C.
Der Generalsekretär legt dem Präsidium jährlich in der ersten Jahreshälfte einen Bericht über die Humanressourcen des Sekretariats und die Personalpolitik vor. 

Dieser Bericht behandelt insbesondere den funktionellen Organisationsplan des Sekretariats, die Politik der Einstellung von Beamten und sonstigen Bediensteten sowie die Sozialpolitik unter Berücksichtigung der Chancengleichheit.

Artikel 72
A.
Bei der Ernennung des Generalsekretärs

· fasst das Präsidium einen Beschluss zur dienstrechtlichen Stellung des Generalsekretärs - Beamter oder Zeitbediensteter - und legt anschließend die Stellenausschreibung fest;
· setzt das Präsidium ein Vorauswahlgremium aus sechs Mitgliedern ein.
Das Vorauswahlgremium wird beauftragt, die Bewerbungen zu prüfen, die Gespräche zu führen sowie einen mit Gründen versehenen Bericht mit einem Verzeichnis der Bewerber in der Rangfolge nach ihren Kompetenzen zu erstellen.

Das Präsidium legt die Fristen fest, innerhalb derer das Vorauswahlgremium ihm die Ergebnisse seiner Arbeiten vorlegen muss.

Das Vorauswahlgremium wird vom Sekretariat des EWSA unterstützt. Es kann gegebe​nenfalls qualifizierte Sachverständige zu Rate ziehen.
Das Vorauswahlgremium muss vollkommen unabhängig, unparteilich und unter Wah​rung der Vertraulichkeit auf der Grundlage objektiver Kriterien arbeiten.

· Das Präsidium trifft seine abschließende Entscheidung unter Berücksichtigung des Berichts des Vorauswahlgremiums.
B.
Bei der Ernennung eines Beamten der Besoldungsgruppen AD 16 und AD 15
· wird die Stellenausschreibung gleichzeitig in allen europäischen Institutionen veröffent​licht;
· legt der Generalsekretär vor Prüfung der Bewerbungen ein Bewertungsschema auf der Grundlage der zu besetzenden Stelle fest;
· wird der Generalsekretär bei der Prüfung der verschiedenen Bewerbungen insbesondere durch drei Präsidiumsmitglieder und ggf. durch zwei Beamte der Besoldungsgruppe AD 15 oder höher unterstützt;
· unterbreitet der Generalsekretär am Ende des Verfahrens seinen Ernennungsvorschlag dem Präsidium, das auf dieser Grundlage beschließt.
C.
Bei der Ernennung eines Beamten der Besoldungsgruppe AD 14
· wird die Stellenausschreibung gleichzeitig in allen europäischen Institutionen veröffent​licht;
· legt der Generalsekretär vor Prüfung der Bewerbungen ein Bewertungsschema auf der Grundlage der zu besetzenden Stelle fest;
· kann sich der Generalsekretär bei der Prüfung der verschiedenen Bewerbungen insbe​sondere durch ein Präsidiumsmitglied und zwei Beamte der Besoldungsgruppe AD 14 oder höher unterstützen lassen;

· unterbreitet der Generalsekretär am Ende des Verfahrens seinen Ernennungsvorschlag dem Präsidium, das auf dieser Grundlage beschließt.

Artikel 74

A.
Vor der endgültigen Aufstellung des Voranschlags der Ausgaben und Einnahmen des Ausschus​ses unterrichtet das Präsidium durch den Vorsitzenden der Budgetgruppe summarisch das Ple​num, das sich in diesem Rahmen äußern kann.
B.
Der Präsident setzt das Plenum von dem Haushalt in Kenntnis, der dem Ausschuss von den bei​den Teilen der Haushaltsbehörde bewilligt wurde, und gibt dazu die wichtigsten Erläuterungen. Ebenso unterrichtet er am Ende jedes Haushaltsjahres das Plenum über die Ausführung des Haushaltsplans. An diese Mitteilungen schließt sich keine Aussprache an.
Kapitel VIII

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel 76

A.
Die in diesen Durchführungsbestimmungen zur Geschäftsordnung verwendeten Amts- und Funktionsbezeichnungen sind geschlechtsneutral aufzufassen.
Artikel 77

A.
Der Ausschuss beschließt gemäß Artikel 56 GO mit der Mehrheit der abge​gebenen Stimmen über die Einsetzung einer "Kommission Geschäftsordnung" und ihre Zusammensetzung, ihren Vorsitzenden und gegebenenfalls den (die) stellvertretenden Vorsit​zenden sowie über die Bestellung eines Hauptberichterstatters und den Tag des Inkrafttretens der neuen Geschäftsordnung. 
B.
Nach Artikel 51 GO können zu dem vom Hauptberichterstatter vorgelegten Entwurf der Geschäftsordnung Änderungsanträge eingebracht werden, über die gemäß Arti​kel 56 GO abgestimmt wird. Für die Annahme der Geschäftsordnung ist die Zustimmung der absoluten Mehrheit der Mitglieder erforderlich.
Artikel 78

A.
Die Durchführungsbestimmungen werden vom Präsidium angenommen.

B.
Sie treten in Kraft, sobald sie angenommen wurden, es sei denn, es erfolgt eine Änderung der Geschäftsordnung, wobei sie in diesem Fall zeitgleich mit der Geschäftsordnung in Kraft treten.

*

*          *

ANHANG

Verzeichnis und Zuständigkeiten der Fachgruppen des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

A)
Fachgruppe Wirtschafts- und Währungsunion, wirtschaftlicher und sozialer Zusammen​halt (ECO)

· Makroökonomische Politik und Geldpolitik

· Wachstum und Beschäftigung

· Eigenmittel und Haushalt der Europäischen Union

· Statistiken

· Steuerwesen

· Finanzmärkte (einschließlich der makroökonomischen Dimension der Finanz- und Versi​cherungsdienstleistungen)

· Regional- und Strukturpolitik, wirtschaftlicher und sozialer Zusammenhalt

· Raumordnung
· Städtepolitik
B)
Fachgruppe Binnenmarkt, Produktion und Verbrauch (INT)

· Produktions‑ und branchenbezogene Industriepolitik

· Marktpolitik

· Wettbewerbspolitik

· Dienstleistungen (einschließlich Handel, Banken, Versicherungen und Tourismus)
· Sozialwirtschaft
· Handwerk
· Freie Berufe
· KMU
· Gesellschaftsrecht
· Forschung und Entwicklung
· Konsum und Verbraucherschutz
· Geistiges Eigentum 
C)
Fachgruppe Verkehr, Energie, Infrastrukturen, Informationsgesellschaft (TEN)
· Verkehr
· Infrastrukturnetze
· Energie (einschließlich der Probleme im Zusammenhang mit der Entwicklung des Sektors, der Energieversorgung und einem rationellen Verbrauch)
· Kernenergie (im Rahmen des EAG-Vertrags)
· Produktion und Verteilung von (öffentlichen und privaten) Dienstleistungen im Bereich der Telekommunikation, der Wasser- und Energiewirtschaft
· Informationsgesellschaft und Massenmedien
· Daseinsvorsorge

· Fragen in Zusammenhang mit dem früheren EGKS-Vertrag
· Weltraumpolitik im Telekommunikationsbereich
D)
Fachgruppe Beschäftigung, Sozialfragen, Unionsbürgerschaft (SOC)

· Beschäftigung (Arbeitsmarkt, Arbeitsrecht)

· Menschliche Dimension des Integrationsprozesses

· Soziale und gesellschaftliche Rechte

· Allgemeine und berufliche Bildung, Kultur

· Sozialschutz

· Freier Personenverkehr

· Unionsbürgerschaft

· Chancengleichheit und Gleichbehandlung

· Minderheiten, Ausgrenzung

· Gleichstellung der Geschlechter

· Familie und Jugend

· Gesundheit (Förderung und Prävention)

· Demografie

· Nichtstaatliche Organisationen und Wohlfahrtsverbände

· Gemeinsame Einwanderungspolitik

E)
Fachgruppe Landwirtschaft, ländliche Entwicklung, Umweltschutz (NAT)
· Gemeinsame Agrarpolitik

· Landwirtschaft (landwirtschaftliche Erzeugung von Lebensmitteln und Non-food-Produk​ten)

· Fischerei

· Forstwirtschaft

· Ernährung und Lebensmittelsicherheit

· Umweltschutz

· Politik für ländliche Gebiete

F)
Fachgruppe Außenbeziehungen (REX)
· Politische, wirtschaftliche und handelspolitische Außenbeziehungen

· Erweiterung und Integration mit angrenzenden Gebieten 

· Beziehungen zu den wirtschaftlichen und sozialen Bereichen von Drittstaaten (einschließ​lich der Wirtschafts- und Sozialräte und der Gemischten Beratenden Ausschüsse)

· Internationale Übereinkommen

· Abkommen über Zusammenarbeit, Partnerschaft und Assoziation mit Drittstaaten

· Internationale Organisationen

· Einwanderung (Drittstaaten)

· Delegationen

*

*          *
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